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Synode vom 4. Juni 2025 
 
 

Synodebotschaft zu Traktandum 7 
 
 

Stiftung für denkmalgeschützte Kirchengebäude. Grundsatzentscheid 
 
 

Der Kirchenrat an die Synode 
 
Anträge 
1. Die Synode spricht sich im Grundsatz dafür aus, eine Stiftung für den Erhalt 

von denkmalgeschützten Kirchengebäuden zu errichten. 
2. Die Synode beauftragt den Kirchenrat, die für die Gründung der Stiftung not-

wendigen Dokumente vorzubereiten und sie ihr an einer der nächsten Sitzun-
gen vorzulegen. 

 
 
Worum geht es? 
Die Gründung einer Stiftung für denkmalgeschützte Kirchengebäude ist in Anbetracht von zu-
nehmend schwindenden finanziellen Mitteln der Kirchgemeinden ein wichtiger Baustein der Kir-
chenreform 26/30. Die Stiftung soll finanzschwache Kirchgemeinden entlasten und damit Zu-
sammenschlüsse von Kirchgemeinden erleichtern können. 
Die Stiftung kauft auf Gesuch hin denkmalgeschützte Kirchengebäude zu einem tiefen Preis 
und vermietet diese anschliessend zu einem tiefen Preis an die verkaufenden Kirchgemeinden 
zurück. Während der kleine Unterhalt weiterhin durch die jetzt mietenden Kirchgemeinden ge-
tragen wird, übernimmt die Stiftung den grossen und in der Regel teuren Unterhalt. Kirchenge-
bäude sind denkmalgeschützte Kirchen und in Einzelfällen auch denkmalgeschützte Pfarrhäu-
ser, wenn sie zusammen mit einer Kirche ein schützenswertes Ensemble bilden. 
Das Stiftungskapital sowie spätere Beiträge für den Kauf und den grossen Unterhalt der denk-
malgeschützten Kirchengebäude, welche die Stiftung tranchenweise nach Bedarf beim Kirchen-
rat beantragen muss, stammen aus dem Verkaufserlös der Immobilien auf dem Rügel. Die Ein-
lage der Landeskirche beträgt bei der Stiftungsgründung CHF 250'000. Sie kann insgesamt auf 
maximal CHF 3 Mio. erhöht werden. Die Stiftung muss weitere Mittel für den grossen Unterhalt 
der Kirchengebäude erschliessen. 
 

Ausgangslage 
Die Denkmalpflege des Kantons Aargau engagiert sich für das baukulturelle Erbe im Kanton 
und setzt sich dafür ein, dass dieses für heutige und zukünftige Generationen nachhaltig gesi-
chert und erhalten bleibt. Im Kulturgesetz des Kantons Aargau und den zugehörigen Verord-
nungen ist das Engagement geregelt. 
Auch viele Kirchengebäude gehören zum baukulturellen Erbe und sind dem kantonalen Denk-
malschutz unterstellt. Der Erhalt dieser Gebäude, insbesondere der sogenannte grosse Unter-
halt, ist für die Kirchgemeinden sehr kostenintensiv, auch wenn der Kanton Aargau einmalige 
Baubeiträge ausrichtet. 
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Die stetig abnehmenden Mitgliederzahlen in der Reformierten Kirche Aargau und die mit ihnen 
verbundenen tieferen Steuererträge lassen vor allem den kleineren Kirchgemeinden, welche 
denkmalgeschützte Kirchengebäude unterhalten müssen, immer weniger finanziellen Spielraum 
für die kirchlichen Kernaufgaben. Betroffene Kirchgemeinden sollen ihre denkmalgeschützten 
Kirchengebäude deshalb an die Stiftung verkaufen und sie von dieser wiederum zurückmieten 
können. 
Durch die Möglichkeit des Verkaufs von denkmalgeschützten Kirchengebäuden werden auch 
Zusammenschlüsse unter den Kirchgemeinden erleichtert, weil die finanzielle Last des Erhalts 
nicht auf die zusammengeschlossenen Kirchgemeinden übergeht. Kleine und finanzschwache 
Kirchgemeinden werden so attraktivere Partnerinnen für Zusammenschlüsse. 
Bereits im Frühjahr 2023 beschloss der Kirchenrat, die Idee zur Gründung einer Stiftung für 
denkmalgeschützte Kirchengebäude weiterzuverfolgen, und er liess durch eine externe Fach-
stelle eine Konzeptstudie erarbeiten. Im August 2023 fand ein aus Vertreterinnen und Vertretern 
von ausgewählten, möglicherweise im Sinne der Zielsetzung der Stiftung betroffenen Kirchge-
meinden und aus Vertreterinnen und Vertretern der Landeskirche zusammengesetztes 
Soundingboard statt. Im Januar 2024 nahm der Kirchenrat von der Konzeption der Stiftung 
Kenntnis. 
 

Inhalte und Ziele 
1. Grundsatzbeschluss: Der Kirchenrat beantragt der Synode, einen Grundsatzbeschluss zur 

Gründung einer Stiftung für denkmalgeschützte Kirchengebäude zu fassen. Im Anschluss 
an den Entscheid werden die erforderlichen Dokumente (Stiftungsurkunde, Stiftungsregle-
ment, Fondsreglement) erstellt. 

2. Zweck: Die Stiftung kauft denkmalgeschützte Kirchengebäude von reformierten Kirchge-
meinden und vermietet sie anschliessend an die verkaufenden Kirchgemeinden zurück oder 
führt sie einer anderen Nutzung zu. Ist die Kirchgemeinde Mieterin, entscheidet sie über die 
Nutzung. 

3. Organisation: Die Stiftungsurkunde wird einen Stiftungsrat, eine Geschäftsleitung und Ver-
waltung und eine Revisionsstelle als Organe vorsehen. 

4. Stiftungsrat/Verhältnis zur Landeskirche: Der Stiftungsrat soll periodisch vom Kirchenrat ge-
wählt werden und aus fünf Personen bestehen. Im Stiftungsrat sollen Fachpersonen aus 
den Bereichen Bau, Finanzen, Recht und Kirche sowie Personen mit guten Verbindungen 
zu weiteren Geldgebern vertreten sein. Der Stiftungsrat soll den Kirchenrat jährlich über 
seine Geschäftstätigkeit informieren und ihm den Geschäftsbericht und die Jahresrechnung 
zustellen. Der Kirchenrat wird Geschäftsbericht und Jahresrechnung zur Kenntnis nehmen. 

5. Revisionsstelle: Die Jahresrechnung wird durch eine Revisionsstelle geprüft werden. 
6. Stiftungsaufsicht: Die Stiftung wird der kantonalen Stiftungsaufsicht unterstehen. 
7. Stiftungskapital/Stiftungsfinanzierung: Die Landeskirche soll einen Beitrag von maximal 

CHF 3 Mio. zur Finanzierung der zu übernehmenden Kirchengebäude sowie deren grossen 
Unterhalt leisten. Die Mittel stammen aus dem Verkauf der Immobilien auf dem Rügel, in der 
Jahresrechnung der Landeskirche wird dafür eine Rückstellung in dieser Höhe gebildet. Als 
Basis soll ein Stiftungskapital von CHF 250'000 einbezahlt werden, weitere Beiträge soll die 
Stiftung entsprechend ihren Bedürfnissen bis spätestens am 31. Dezember 2034 beim Kir-
chenrat beantragen können. Anschliessend soll die Synode erneut Beschluss fassen müs-
sen. Die tranchenweise Übertragung von Mitteln an die Stiftung trägt dem Umstand Rech-
nung, dass einmal an die Stiftung übertragene Mittel nicht mehr zurück an die Landeskirche 
fliessen können, selbst wenn sie die Stiftung nicht benötigen sollte. Neben den finanziellen 
Beiträgen der Landeskirche müssen auch weitere Quellen zur Finanzierung erschlossen 
werden. Zu denken ist etwa an eine projektgebundene Beteiligung des Kantons Aargau 
über dessen laufende Rechnung oder über den Swisslos-Fonds, an Beiträge von Einwoh-
ner- und Ortsbürgergemeinden, an Spenden von anderen Stiftungen oder allgemein an 
Fundraising. 
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8. Stiftungsurkunde: In der Stiftungsurkunde werden die massgeblichen Eckpunkte wie Zweck 
der Stiftung, Stiftungsrat, Aufsicht, Finanzierung und Auflösung der Stiftung festgelegt. Vor-
gesehen ist, in der Stiftungsurkunde einen Zweckänderungsvorbehalt anzubringen. Danach 
kann die Stifterin (Kirchenrat oder Synode) innerhalb eines bestimmten Zeitraums eine Än-
derung des Stiftungszwecks beantragen (Art. 86a Schweizerisches Zivilgesetzbuch, 
SR 210). 

9. Beteiligung anderer Landeskirchen: Vorderhand wird die Stiftung, auch um die Gründung 
schneller vornehmen zu können, nur denkmalgeschützte Kirchengebäude der reformierten 
Kirchgemeinden im Kanton Aargau übernehmen. Eine Zusammenarbeit mit der römisch-ka-
tholischen Landeskirche bzw. deren Kirchgemeinden ist zu einem späteren Zeitpunkt denk-
bar. Hierfür sind umfangreiche zusätzliche Abklärungen nötig. 

10. Zusammenarbeitsvereinbarung: Die inhaltlichen Kriterien und der Prozess für die Über-
nahme der denkmalgeschützten Kirchengebäude sind in einer Zusammenarbeitsvereinba-
rung zwischen der Landeskirche (Kirchenrat) und dem Stiftungsrat näher zu definieren. Da-
rin sind u.a. auch Fragen zur Liegenschaftsbewertung und zur Festlegung der Höhe der 
Mieten zu definieren. 

11. Rechtsanspruch der Kirchgemeinden auf Verkauf: Ein Rechtsanspruch einer Kirchgemeinde 
auf Verkauf ihrer Liegenschaft soll nicht bestehen. 

12. Steuerbefreiung: Die Steuerbefreiung der Stiftung wird nach der Gründung beim kantonalen 
Steueramt beantragt. 

13. Möglichkeit der Erweiterung des Stiftungszwecks: Die Stiftung könnte zu einem späteren 
Zeitpunkt als Kompetenzzentrum für kirchliche Baufragen oder Bauprojektmanagement wei-
terentwickelt werden und damit die Kirchpflegen bei spezifischen Immobilienfragen (Unter-
halt, Subventionen etc.) unterstützen und entlasten. 

14. Auflösung: Die Stiftung wird nur aufgelöst werden dürfen, wenn der Stiftungszweck nicht 
mehr erfüllt werden kann, widerrechtlich oder unsittlich geworden ist. 

15. Rechtsänderungen in der Landeskirche: Zur Errichtung der Stiftung selbst sind keine Anpas-
sungen der bestehenden kirchlichen Rechtsnormen (Kirchenordnung, Reglemente, Verord-
nungen) erforderlich. Zu beachten ist jedoch § 60 Abs. 3 Kirchenordnung (KO, SRLA 1.2-1), 
wonach Gebäude und Liegenschaften im Verwaltungsvermögen nur mit Zustimmung des 
Kirchenrats in das Finanzvermögen überführt und danach verkauft oder in die Stiftung ein-
gebracht werden dürfen. 

 
Kosten 
Die für die Unterstützung bei der Erarbeitung der erforderlichen Dokumente und für die Grün-
dung der Stiftung anfallenden Kosten trägt die Landeskirche. 
 
 
Reformierte Landeskirche Aargau 
Kirchenrat 
 
 
 
Christoph Weber-Berg  David Zimmer 
Kirchenratspräsident    Kirchenschreiber 
 


